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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 9244.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Weimar, betreffend die dem 
Nordhauſen + Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen, im Sachſen— 
Weimariſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. Vom Ey Juni 1887. 


Nachdem mit der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft wegen des Ueber— 
anges ihres Unternehmens auf den Preußiſchen Staat der Vertrag vom 


ee 1887 abgeſchloſſen worden ift, haben zum Zwecke der hierdurch erforder— 
lich gewordenen anderweiten Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Guſtav Schmidt und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen: 
Allerhöchſtihren Regierungsrat) Dr. jur. Karl Slevogt, 
von welchen Bevollmächtigten unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifi— 
kation folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. 
Artikel J. 


Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung erklärt ſich damit einverſtanden, 
daß der Preußiſche Staat das Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahnunternehmen nach 


Maßgabe des zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und der Nordhauſen— 


Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft am I. eber 1887 abgeſchloſſenen Vertrages ex: 
worben hat. 

An Stelle der Sporteln für die gerichtliche Uebereignung des im Groß— 
herzoglichen Staatsgebiete belegenen Grundeigenthums der Nordhauſen-Erfurter 
Eiſenbahngeſellſchaft auf den Preußiſchen Staat, ſowie als Erſatz für die dabei 
entſtehenden baaren Auslagen erhält das Großherzogthum Sachſen nach Aus— 
händigung der Uebereignungs-Urkunde eine Pauſchalſumme von 5 000 Mark. 
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Ausgegeben zu Berlin den 3. Oktober 1887. 
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Artikel IL 


Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung überträgt auf den Preußiſchen 
Staat das ihr nach den abgeſchloſſenen Staatsverträgen, den Statuten der Nord— 
hauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie den der letzteren ertheilten Konzeſſionen 
zuſtehende Aufſichtsrecht. 


Artikel III. 


Die Landeshoheit über die im Großherzoglich Sächſiſchen Gebiete belegenen, 
dem Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen Eiſenbahnſtrecken 
bleibt der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung vorbehalten, und ſoll hinfort 
unter Beobachtung der nachſtehenden Beſtimmungen ausgeübt werden: 


1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Großherzoglich Säch— 
ſiſchen Staatsbehörden. 


2) Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands von den Organen der 
Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. Die hiermit betrauten, im Gebiet des 
Großherzogthums Sachsen ſtationirten Beamten ſind auf Präſentation 
der Bahnverwaltung von der zuſtändigen Großherzoglichen Behörde in 
Eid und Pflicht zu nehmen. 


3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 
im Großherzogthum Sachſen belegenen Eiſenbahnſtrecken den betreffenden 
Großherzoglich Sächſiſchen Regierungsorganen ob. Dieſelben werden 
ie Bahnpolizeibeamten auf deren Anfuchen bereitwillig Unterſtützung 
eiſten. 


4) Auf die Kommunalbeſteuerung der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahn 
innerhalb des Großherzoglich Sächſiſchen Gebietes, insbeſondere auf die 
Berechnung des kommunalſteuerpflichtigen Reinertrages der innerhalb 
des Großherzoglich Sächſiſchen Gebietes belegenen Eiſenbahnbetriebs— 
ſtätten finden hinfort die nach dem Preußiſchen Geſetze vom 27. Juli 
1885 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 327) oder nach den etwa an 
deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetzen für die Preußiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnen maßgebenden Beſtimmungen in der gleichen Weiſe An- 
wendung, als wenn die Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahn vollſtändig auf 
Königlich Preußiſchem Gebiete belegen wäre. 


5) Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung wird von dem Unternehmen 
auch ferner eine Gewerbeſteuer oder eine ähnliche öffentliche Abgabe, mit 
Ausnahme der Grundſteuer und der dem Großherzogthum Sachſen 
nach Nr. 11 dieſes Artikels zuſtehenden Eiſenbahnabgabe, nicht erheben. 


6) 


7) 


8) 


9) 


10) 
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Bei einer Veränderung der Steuergeſetzgebung im Großberzog- 
thum Sachſen follen die auf Großherzoglich Sächſiſchem Gebiete 
liegenden, zum Nordhaufen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen gehörigen 
Grundſtücke nach gleichen Grundſätzen behandelt werden, wie die übrigen 
Liegenſchaften des Großherzogthums. 


Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplanes für die dem Nordhauſen-Erfurter 
Eiſenbahnunternehmen angehörigen Eiſenbahnen ſteht der Großherzoglich 
Sächſiſchen Regierung eine Einwirkung nicht zu, jedoch ſoll die Auf- 
ſtellung von Bahnhofsprojekten und die Aenderung des Perſonenzug⸗ 
fahrplanes nur nach vorgängigem Benehmen mit der Großherzoglich 
Sächſiſchen Regierung erfolgen, damit den Wünſchen derſelben die 
thunlichſte Berückſichtigung nicht verſagt werde. 


Für die Einziehung von Stationen und Halteſtellen, für die Neu- 
errichtung derſelben innerhalb des Großherzoglich Sächſiſchen Gebietes, 
ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf den jetzt innerhalb des 
Großherzogthums betriebenen Strecken der Nordhaufen- Erfurter Eiſen⸗ 
bahn iſt die Zuſtimmung der Großherzoglichen Regierung erforderlich. 


Ein Recht auf den Erwerb der einzelnen zum Nordhauſen⸗Erfurter 
Eiſenbahnunternehmen gehörigen Bahnſtrecken wird die Großherzoglich 
Sächſiſche Regierung nicht in Anſpruch nehmen; dagegen bedarf ein 
Verkauf der gedachten Bahn oder einzelner Strecken derſelben „ſoweit 
ſie auf Großherzoglich Sächſiſchem Gebiete liegen, an einen anderen 
Käufer als das Reich, ebenſo die Uebertragung des Betriebes auf einen 
anderen Betriebsunternehmer, der Zuſtimmung der Großherzoglich Säch— 
ſiſchen Staatsregierung. 


An den im Gebiete des Großherzogthums Sachſen belegenen Strecken 
der zum Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahnunternehmen gehörigen Bahnen 
ie nur die Hoheitszeichen der Großherzoglichen Regierung angebracht 
werden. a 
Der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, die 
Handhabung ge Ahr ‘on ee betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden 
Hoheits rechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwal⸗ 
tung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be: 
ziehungen der Großherzoglichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung 
in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der 
zuſtändigen Polizei- oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat fic) an dieſe Behörde beziehungs⸗ 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge— 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 
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11) An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheiles, welcher nach dem Staats— 
vertrage vom 31. Juli 1870 von dem Unternehmen der Eiſenbahn 
von Straußfurt nach Sulza dem Großherzogthum Sachſen zuſteht, 
erhält letzteres vom 1. Januar 1886 ab eine feſte jährliche Rente von 
1240 Mark. Fällig iſt dieſelbe für die Zeit vom 1. Januar 1886 
bis 31. März 1887 am 1. Juli d. J., für die folgenden Preußiſchen 
Etatsjahre jedesmal im Monate Juli. 


Artikel IV. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der dem 
Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen Bahnſtrecken die Verkehrs⸗ 
und volkswirthſchaftlichen Intereſſen des Großherzogthums Sachſen in gleichem 
Maße berückſichtigen, wie die entſprechenden Intereſſen der Preußiſchen Landes: 
theile. Sie wird weder im Derfonen- noch im Güterverkehre zwiſchen den beider- 
ſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der Be— 
förderungspreiſe einen Unterſchied machen. 

Dieſelbe wird bei der Beſetzung der Stellen der im Gebiete des Groß— 
herzogthums Sachſen zu ſtationirenden unteren Beamten, zu welchen insbeſondere 
Bahnwärter und Weichenſteller zu rechnen find, bei font gleicher Anſtellungs⸗ 
fähigkeit und Qualifikation auf die Bewerbung der Großherzoglichen Unterthanen 
vorzugsweiſe Rückſicht nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie an— 
geſtellt ſind, unterworfen. 


Artikel V. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Großherzogthums Sachſen 
belegenen Stationen auf Verlangen der Großherzoglichen Regierung nicht ver- 
ſagen. Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden befonderen Vereinbarungen 
werden die Hohen kontrahirenden Regierungen ſich in jedem einzelnen Falle ver— 
ſtändigen. 

Artikel VI. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der dem Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen Bahnen 
den übrigen, im Großherzogthum Sachſen gelegenen Eiſenbahnen unter Beachtung 
der allgemeinen Verkehrsintereſſen jede billige Rückſicht und Förderung zu Theil 
werden laſſen. 

Artikel VII. 


Der in Betreff der Herſtellung einer Eiſenbahn von Straußfurt nach 
Sulza zwiſchen Preußen und Sachſen-Weimar unterm 31. Juli 1870 abge⸗ 
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ſchloſſene Staatsvertrag (Preußiſche Geſetz⸗Samml. S. 561) wird nebſt dem zu⸗ 
gehörigen Schlußprotokolle aufgehoben. 


Artikel VIII. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


Artikel IX. 


Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt 
werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden wird in Berlin erfolgen. 


Berlin, den 3. Juni 1887. 


(. S.) Schmidt. 4. S.) Kirchhoff. 


Weimar, den 24. Juni 1887. 


d. S) Dr. Slevogt. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt rati 


fizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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